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Der Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge und 

Kriegsgesdiädigte Bonn, den 21. Oktober 1960 

II 4a - 6634 - 3429/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Ausgleidisleistungen für Sov/jetzonenflüchtlinge 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2123 — 


Die Bundesregierung nimmt zu der Kleinen Anfrage der Frak- 
tion der FDP vom 7. Oktober 1960 wie folgt Stellung: 

Der Bundesregierung ist die von Herrn Prof. Dr. Werner Weber, 
Göttingen, am 20. Mai 1960 vor der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Landwirte und Bauern e. V. abgegebene gutachtliche 
Stellungnahme bekannt. Sie vermag jedoch die dort vertretene 
Rechtsauffassung nicht zu teilen, daß es gegen den Gleich- 
heitsgrundsatz des Artikels 3 Abs. 1 GG verstoße, wenn im 
Lastenausgleich die Sowjetzonenflüchtlinge einerseits und die 
Vertriebenen andererseits verschieden behandelt werden. 

Das Gutachten hebt besonders die sozialen Gesichtspunkte 
hervor, aus denen eine gleiche Behandlung der Sowjetzonen- 
flüchtlinge und der Vertriebenen gerechtfertigt sei. Dazu ist 
festzustellen, daß die Sowjetzonenflüchtlinge auf Grund von 
§§ 301, 301a LAG und der dazu erlassenen Zweiten Leistungs- 
Durchführungsverordnung alle sozialen Leistungen des Lasten- 
ausgleichs mit unerheblichen Abweichungen in der gleichen 
Art und Höhe erhalten wie die Vertriebenen; dies gilt be- 
sonders für die Unterhaltshilfe, die Ausbildungshilfe, die Haus- 
rathilfe und die sonstigen Förderungsmaßnahmen. Die Sowjet- 
zonenflüchtlinge erhalten darüber hinaus auch alle im Lasten- 
ausgleichsgesetz vorgesehenen Aufbaudarlehen. Sie sind dem- 
nach auch bei der Eingliederung in die gewerbliche Wirtschaft, 
die freien Berufe, die Landwirtschaft und bei der wohnungs- 
mäßigen Eingliederung den Vertriebenen gleichgestellt. Auf 
all diesen Gebieten kann also von einer Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes zu Ungunsten der Sowjetzonenflüchtlinge 
nicht gesprochen werden. 


Druck; Bucirdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweq 106 
Alleinvertrieb ; Dr. Hans Heger 
Bad C7odesberg, Goethestraße 54, Telefon 6 3551 
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Die entscheidende Abweichung der Bestimmungen des Lasten- 
ausgleichsgesetzes in der Behandlung der Sowjetzonenflücht- 
linge einerseits und der Vertriebenen andererseits besteht 
darin, daß die Sowjetzonenflüchtlinge keine Hauptentsdiädigung 
und die sie voraussetzenden Leistungen erhalten; letzteres 
gilt besonders für die Verrentung der Hauptentschädigung 
in Form der Entschädigungsrente; ein gewisser Ersatz für diese 
ist in der Bestimmung des § 301a Abs. 4 LAG zu Enden. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Versagung der 
Hauptentschädigung für Sowjetzonenflüchtiinge keinen Ver- 
stoß gegen den Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 Abs. 1 GG 
darstellt. Sie behndet sich damit in Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, wonach Ar- 
tikel 3 Abs. 1 GG nur verbietet, Gleiches ungleich, nicht aber 
Verschiedenes nach seiner Eigenart zu regeln. Sie teilt ferner 
die Auffassung, die in der von Herrn Prof. Dr. Weber zitier- 
ten Äußerung des Berichterstatters des Bundesverfassungsge- 
richts in einem Verfahren über eine Verfassungsbeschwerde 
ergangen ist (Schreiben vom 8. Oktober 1959 •*- 1 BvR 366 - 
369/53). Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß diese Auf- 
fassung durch die von Herrn Prof. Dr. Weber angeführten 
Gründe nicht widerlegt ist. 


In Vertretung 

Nahm 



